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aufgrund mündlicherVerhandlung vom 1. September 2020

am 10. September 2020

folgendes

Urteil:

Die Nummern 1 und 3 bis 6 des Beschei-

des des Bundesamtes für Migration und

Flüchtlinge vom a- 2A18 (Az.

- 

werden aufgehoben. Die Be-

klagte wird verpflichtet, dem Kläger die

Flüchtlingseigenschaft zuzuerkennen.

ll. Die Kosten des Verfahrens hat die Beklagte

zu tragen. Gerichtskosten werden nicht er-

hoben.

lll. Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig

vollstreckbar. Die Beklagte kann die Voll-

streckung durch Sicherheitsleistung in HÖ-

he des zu vollstreckenden Betrages ab-

wenden, wenn nicht der Kläger vorher in

gleicher Höhe Sicherheit leistet'

***

t.
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Tatbestand

1.

Der Kläger ist nach eigenen Angaben somalischer §taatsangehöriger und

dem Clan der Hawiye zugehörig. Er reiste imf 2017 in die Bundesre-

publik Deutschland ein und stellte hier am 

-2017 

einen förrnlichen

Asylantrag. Die persönliche Anhörung beim Bundesamt fitr Migration und

Flüchtlinge (Bundesamt) erfolgte am I2018. Auf die dabei gemach-

ten Angaben des Klägers wird Bezug genommen.

Mit Eesq[eid vom !f201§ stellte das Bundesamt fest, dass dem Klä-

ger die Flüchtlingseigenschaft nicht zuerkannt werde (Ziffer 1), ebenso wurde

der Antrag auf Asylanerkennung abgelehnt (Ziffer 2). Der subsidiäre Schutz-

status wurde nicht zuerkannt (Ziffer 3) und es wurde festgestellt, dass Ab-

schiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 und 7 Satz 1 AufenthG nicht vorlägen

(Ziffer 4). Der Kläger wurde aufgefordert, die Bundesrepublik Deutschland

innerhalb von 30 Tagen nach Bekanntgabe dieser Entscheidung zu verlas-

sen. lm Falle einer Klageerhebung ende die Ausreisefrist 30 Tage nach dem

unanfechtbaren Abschluss des Asylverfahrens. Sollte der Kläger die Ausrei-

sefrist nicht einhalten, werde er nach Somalia abgeschoben. Der Kläger kön-

ne auch in einen anderen Staat abgeschoben werden, in den er einreisen

dürfe oder der zu seiner Rückübernahme verpflichtet sei (Ziffer 5). Das ge-

setzliche Einreise- und Aufenthaltsverbot wurde auf 30 Monate ab dem Tag

der Abschiebung befristet (Ziffer 6).

Wegen der Begründung wird auf den vorgenannten Beecheid des Bunde+

amte Bezug genommen. Der Bescheid wurde ausweislich des bei den Be-

hördenakten beflndliche Einlieferungsvermerk am ilmff ab Ein-

schreiben beider Post aufgegeben.

2.

Gegen den vorgenannten Bescheid ließ der Kläger mit §chriftsatz seines Be-

vollmächtigtenvom-2o18,eingegangenbeiGerichtamselben
Tag per Telefax, Klage erheben und beantragen:
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Die Beklagte wird unter entsprechender Aufhe-

bung des Bescheids des Bundesamts für Migrati-

on und Fhichtlinge vomf 2018 verpflich-

tet, dem Kläger die Fkichtlingseigenschaft zuzuer-

kennen;

hilfsweise dem Kläger den subsidiären $chutzsta-

tus zuzuerkennen;

hilfsweise festzustellen, dass Abschiebungsverbo-

te nach § 60 Abs. 5 und Abs. 7 Satz 1 AufenthG

vorliegen.

Wegen der Begründung wurde auf die Angaben des Klägers bei seiner An-

hörung beim Bundesamt venviesen. Ergänzend wurde im Wesentlichen aus-

geführt, dass es sich beim Kläger um eine Trans-Frau handle, so dass

ihm/ihr in §omalia Verfolgung drohe.

3.

DieBeklagtebeantragtmitSchriftsatzvomÜ2018,

die Klage abzuweisen.

Zur Begründung wurde auf die angefochtene Entscheidung Bezug genom-

men,

4.

Mit Beschluss vom 5. Juni 2020 wurde der Rechtsstreit dem Einzelrichter

übertragen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der

Beteiligten wird auf den lnhalt der Gerichts= und der vorgelegten Behörden-
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akte sowie auf das Protokoll über die mündliche Verhandlung Bezug ge_

nommen

Entscheidungsgründe:

Das Gericht konnte im vorliegenden Fall über die Klage entscheiden, ohne

dass die Beklagte an der mündlichen Verhandlung teitgenomrnen hat. Auf
den Umstand, dass beim Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn ver-

handelt und entschieden werden kann, wurden die Beteitigten bei der Ladung

ausdrücklich hingewiesen (§ 102 Abs. 2 VwGO).

Die zulässige, insbesondere innerhalb der Zwei-Wochen-Frist des § 74

Abs. 1 Hs, 1 AsylgeseE (AsylG) erhobene Klage ist im ärhobenen Umfang

begrtindet, denn der Bescheid des Bundesamts vomI201g ist in-

soweit rechtswidrig und verletzt den Kläger in seinen Rechten (§ 113 Abs. 1

S. 1, Abs. 5 S. 1 \A,vGO).

1.

Der Kläger hat zum hier maßgeblichen Zeitpunkt (§ 77 Abs. 1 AsylG) einen

Anspruch auf Zuerkennung der Flüchilingseigenschaft,

11

Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG ist ein Ausländer Flüchiling im Sinne des Abkom_

mens vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Ftüchilinge (BGBI. 1953

ll S. 559, 560), wenn er sich (1.) aus begründeter Furcht vor Verfotgung we_

gen seiner Rasse, Religion, Nationalität, politischen überzeugung oder Zu_

gehörigkeit zu einer bestlmmten sozialen Gruppe (2.) außerhalb des Landes
(Herkunftsland) befindet, (a) dessen Staatsangehörigkeit er besitzt und des_

sen Schutz er nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht

nicht in Anspruch nehmen will oder (b) in dem er ats Staatenloser seinen

vorherigen gewöhnlichen Aufenthalt hatte und in das er nicht zurückkehren

kann oder wegen dieser Furcht nicht zurückkehren will. Nach § 3c AsylG

kann eine solche Verfolgung ausgehen von (1.) dem Staat, (2.) parteien oder

Organisationen, die den Staat oder einen wesenflichen Teil des Staatsge-
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biets beherrschen, oder (3.) nichtstaatlichen Akteuren, sofern die in den

Nrn. 1 und 2 genannten Akteure einschließllch internationaler Organisationen

enariesenermaßen nicht in der Lage oder nicht willens sind, im Sinne des

§ 3d AsytG Schutz vor Verfolgung zu bieten und dies unabhängig davon, ob

in dem Land eine staatliche Herrschaftsmacht vorhanden ist oder nicht. Aus

§ 3a AsylG ergibt sich, welche Handlungen als Verfolgung im Sinne des § 3

Abs. 1 AsylG gelten. Zwischen derartigen Handlungen und den in § 3b AsylG

näher definierten Verfolgungsgründen muss eine Verknüpfung bestehen

(§ 3a Abs. 3 AsylG).

Die Furcht vor Verfolgung ist begründet (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 AsylG), wenn dem

Ausländer die vorgenannten Gefahren aufgrund der in seinem Herkunftsland

gegebenen Umstände in Anbetracht seiner individuellen Lage tatsächlich,

d.h. mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit drohen (BVerwG, U.v.2A.2.2013 *
1A C23112 - juris; BVenrvG, U.v. 5.11.1991 * g C 118/90-, BVenruGE 1989,

162f .', BVenruG, U.v. 15.3.1988 * I C 278186 -, BVerwGE 1979, 143 f,). Für

die Feststellung, ob eine Verfolgung nach § 3a AsylG vorliegt, ist Art. 4

Abs. 4 der Richtlinie über Normen für die Anerkennung von Drittstaatsange-

hörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen

Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für Personen mit

Anrecht auf subsidiären Schutz und für den lnhalt des zu gewährenden

Schutzes (Qualifizierungsrichtlinie in der Neufassung vom 13. Dezember

2A11, Richtlinie 2A11ßllEU) ergänzend anzuwenden. Danach ist die Tatsa-

che, dass ein Ausländer bereits verfolgt wurde oder einen sonstigen ernst-

haften Schaden erlitten hat bzw. von solcher Verfolgung oder einem solchen

Schaden unmittelbar bedroht war, ein ernsthafter Hinweis darauf, dass seine

Furcht vor Verfolgung begründet ist bzw. dass er tatsächlich Gefahr läuft,

ernsthaften Schaden zu erleiden, es sei denn, stichhaltige Gründe sprechen

dagegen, dass der Antragsteller erneut von solcher Verfolgung oder einem

solchen Schaden bedroht wird (BVerwG, U.v. 24.11.2009 - 10 C 24.08 - ju-

ris Rn. 14).

Das Gericht muss dabei die volle Übezeugung von der Wahfieit des vom

Asylsuchenden behaupteten individuellen Schicksals und hinsichtlich der zu
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treffenden Prognose, dass dieses die Gefahr der Verfolgung begründet, er*

langen. Angesichts des sachtypischen Beweisnotstandes, in dem sich Asyl_

suchende insbesondere hinsichtlich asylbegründender Vorgänge im Verfol_

gerland befinden, kommt dabei dem persönlichen Vorbringen des Asyl-

suchenden und dessen Würdigung für die überzeugungsbildung eine gestei_

gerte Bedeutung zu (BVennrG, U.v. 1G.4.19BS * g C 1Agß4 - Buch_

holz4O2.25 § 1 AsylG Nr. 32), Demgemäß setzt ein Asyl- oder Flüchilings_

anspruch voraus, dass der Asylsuchende den Sachverhalt, der seine Verfol_

gungsfurcht begründen soll, schlüssig darlegt. Dabei obliegt es ihm, unter
genauer Angabe von Einzelheiten und gegebenenfalls unter Ausräumung

von Widersprüchen und Unstimmigkeiten einen in sich stimmigen Sachver_

halt zu schildern, der geeignet ist, das Asyl- bzw. Flüchflingsbegehren lü_

ckenlos zu tragen (BVenrvG, U.v. 8.5.1984 - g C 141tgj *. Buchholz § 109

VwGO Nr. 147)

An der Glaubhaftmachung von Verfolgungsgründen fehlt es in der Regel,

wenn der Asylsuchende im Laufe des Verfahrens unterschiedliche Angaben
macht und sein Vorbringen nicht auflösbare Widersprüche enthält, wenn sei_

ne Darstellung nach der Lebenserfahrung oder aufgrund der Kenntnis ent-
sprechender vergleichbarer Geschehensabläufe unglaubhaft erscheint, so_

wie auch dann, wenn er sein Asylvorbringen im Laufe des Asylverfahrens

steigert, insbesondere wenn er Tatsachen, die er für sein Asylbegehren als
maßgeblich bezeichnet, ohne vernünftige Erklärung erst sehr spät in das
Verfahren einführt (vgl. BVerfG, B.v 29.11.1990 - 2 BvR 10gS/90 _ tnfAuslR

1991, 94195; BVerwG, U.v. 30.10.1990 - g C TZtgg - Buchholz 402.25 § 1

AsyiG Nr. 135; BVerwG, B.v. 21.7.1989 - 9 B 239/99 * Buchhotz 402.25 § 1

AsylG Nr. 113).

1.2.

Der Kläger ist aufgrund des von ihm vorgetragenen Verfolgungsschicksals

als Flüchtling anzuerkennen.
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1.2,1.

Der Kläger hat im Rahmen seiner AnhÖrung in der mündlichen Verhandlung

sein Schicksal als hornosexuelle Transgender-Person glaubhaft geschildert'

Dazu ist zunächst anzumerken, dass im Lichte der Rechtsprechung des Eu-

ropäischen Gerichtshofs (EuGH, U.v ' 2.12.2014 - C-14&113 bis 1 5011 3 - ABI'

EU 2015, Nr. C 46 S. 4 - NVwZ 2Aß,132) hier zum einen darauf zu achten

war, zu zudringliche, diskriminierende und menschenunwürdige Fragen ge-

rade zum lntimbereich und zu Einzelheiten der sexuellen Erlebnisse zu un-

terlassen. Zum anderen ist bei der Würdigung der Aussagen des Klägers zu

bedenken, dass angesichts des sensiblen Charakters der lnformationen, die

die persönliche lntimsphäre einer Person, insbesondere ihre Sexualität, be-

treffen, allein daraus, dass diese Person, weil sie zÖgert, intime Aspekte ih-

res Lebens zu offenbaren und gewisse Sachverhalte gegenüber dem Bun-

desamt für Migration und Flüchtlinge nicht so deutlich bzw' anders angege-

ben hat, nicht automatisch geschlossen werden kann, dass sie deshalb un-

glaubwürdig ist (vgl. EuGH, U.v.2.122A14 - C-148113 bis 150/13 - ABI' EU

2015, Nr. C 46 S.4 - NVwZ 2015, 132; siehe auch Gärlich, Anmerkung,

DVBI. 2015, 165, 167 ff.). Weiter ist zu bedenken, dass die sexuelle Entwick-

lung und ldentität des Einzelnen und das Offenbaren sowie das Ausleben der

Sexualität individuell sehr unterschiedlich verlaufen und nicht zuletzt von der

Persönlichkeitsstruktur des Betroffenen, seiner kulturellen, gesellschafttichen

und auch religiösen Prägung sowie seiner intellektuellen Disposition abhän-

gen (vgl" Berlit, jurisPR-BVerwG 2212015, Anm. 6)'

Gerade hinsichtlich seiner intellektuellen Disposition war beim Kläger zu be-

rücksichtigen, dass er die Schule nur bis zur sechsten Klasse besucht hat

und seitdem keinerlei Fortbildung mehr erfahren hat. lnsoweit waren vom

Kläger keine vertieften intellektuellen Ausführungen zu erwarten' Zudem

handelt es sich beim Kläger um eine für sein Alter noch relativ unreife Per-

son, wie sich das Gericht im Rahmen der mündlichen Verhandlung überzeu-

gen konnte. Gerade letzteres lässt sich allerdings aufgrund des Umstandes,

dass der Kläger seine wahre sexuelle ldentität erst hier in Deutschland ge-

funden hat und deren Entwicklung möglichenrueise noch nicht abgeschlossen
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ist (der Kläger hat glaubhaft dargelegt, dass er sich auch operativ zur Frau
umwandeln lassen möchte), nachvollziehbar erklären.

Unter Berücksichtigung dieser Vorgaben hat das Gericht bei der gebotenen

richterlichen Beweiswürdigung aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens die

Überzeugung gewonnen, dass der Kläger tatsächlich elne Transgender-

Person ist, die homosexuell veranlagt ist, und seine Veranlagungen schon in
der Vergangenheit sowohl in Somalia ausgelebt hat als auch hier in der Bun_

desrepublik Deutschland auslebt bzw. ausleben will. Er hatte und hat gleich_

geschlechtliche Beziehungen zu anderen Männern unterhalten. Das Gericht
hat nicht den Eindruck, dass der Ktäger die TranssexualitäUHomosexualität

nur aus asyltaktischen Gründen vorgibt. Vielmehr sprechen seine Schilde-
rungen von einem wirklich erlebten Schicksal und Werdegang.

So hat der Kläger nachvollziehbar und im Kerngeschehen widerspruchsfrei

und damit glaubhaft seine sexuelle Entwicklung in Somalia dargestellt. Die
geschilderten Reaktionen seiner Eltern, wonach die Mutter sein ,,abweichen_
des Verhalten" zunächst mit seinem damals noch jungen Alter zu entschuldi_
gen suchte, und der Vater ihn ab einem gewissen punkt mit einer Cousine
zwangsverheiraten wollte, ,,um die Sache zu erledigen,,, erscheinen lebens_

nah und plausibel. Auch dass nach den Angaben des Klägers sein Vater mit
Teilen der Großfamilie,,das Problem" des Klägers besprochen haben will, er_

scheint dem Gericht entgegen der Annahme des Bundesamts nicht als un_

glaubhaft. Denn aufgrund des Verhaltens, der Gestik und Mimik des Klägers
dürften die Venrvandten ohnehin bereits gewisse Vermutungen hinsichflich

des Andersseins des Klägers gehegt haben. Auch den Vorwurf des Bundes_

amts, es sei völlig unglaubhaft, dass sich der Kläger mit anderen Gleichge-
sinnten in Mogadischu öffentlich in Frauenkleidern gezeigt habe, vermochte
der Kläger im Rahmen der mündlichen Verhandlung zu entkräften. Denn ein
solches Verhalten ist zwar sehr gefährlich und darnil unvernünftig. Gerade
als junger Mensch, der tagtäglich seine wahre ldentität und sexuelle Orientie_

rung verbergen und verleugnen muss, erscheint es durchaus nachvoltzieh_

bar, dass er mit Gleichgesinnten möglicherweise unter Alkoholeinfluss von
Zell zu Zeit gegen seine ihm feindlich gesinnte Umgebung aufbegehrt hat"
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Ein solches Verhalten ist in Somalia zwar lebensgefährlich, unglaubwttrdig ist

es deswegen alleine aber nicht. Darüber hinaus konnte der Kläger konsistent

von seiner ersten gleichgeschlechtlichen Beziehung sowohl in Somalia als

auch in Deutschland berichten. Gleiches gilt für den aktuellen Partner des

Klägers. Auch die weitere Entwicklung seiner geschlechtlichen ldentität von

seiner Annahme als rein Homosexueller zu einer Transgender-Person, die

homosexuell veranlagt ist, vermochte der Kläger nachvollziehbar und über-

zeugend darzulegen. Gegen ein insoweit asyltaktisches Vorgehen des Klä-

gers spricht zudem, dass der Kläger in Deutschland mit einer LGBTI-

Organisation erst in Kontakt getreten ist, als er auch hier in Deutschland auf-

grund seiner Andersartigkeit Gewalt erfahren hat, dass der Kläger über ein

Jahr in einer Schutzunterkunft fur LGBTQ-Geflüchtete in Nürnberg gelebt hat

und seit rund zwei Jahren eine spezialisierte Beratungsstelle für LGBTI-

Geflüchtete in Anspruch nimmt.

Aufgrund dieser Gesamtumstände und des persÖnlichen Eindrucks im Rah-

men der milndlichen Verhandlung ist das Gericht der Übezeugung, dass es

sich beirn Kläger um eine homosexuelle Transgender-Person handelt.

1.2.2.

Transgender-Personen, die homosexuell sind, droht in $omalia aber nach

den insoweit vorliegenden Erkenntnismitteln rnit beachtlicher Wahrschein-

lichkeit flüchtlingsrelevante Verfolgung (vgl. zum Nachfolgenden nur AA, Be-

richt über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Bundesrepublik

Somalia, Stand. Januar 2020, S. 17; BFA, Länderinformationsblatt der Staa-

tendokumentation, Somalia, Gesamtaktualisierung vom 17.9.2A19, S. 102 f.;

USDOS, Somalia 2019 Human Rights Report vom 13.3.2019, S. 36).

Geschlechtsverkehr mit einer Person desselben Geschlechts wird nach

§ 409 des somalischen Strafgesetzbuchs mit Gefängnisstrafe von drei Mona-

ten bis zu drei Jahren bestraft, die Schari'a und das Gewohnheitsrecht, die in

Somalia nach wie vor hohen Stellenwert haben, sehen hierfÜr sogar die To-

desstrafe vor (vgl. hierzu nur AA, Bericht über die asyl- und abschiebungsre-

levante Lage in der Bundesrepublik Somalia, Stand: Januar 2020, S' 17).
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Über die tatsächliche Verfolgungspraxis liegen zwar keine Erkenntnis$e vor.

Dies liegt aber auch daran, dass LGBTI-Fragen in ganz Somalia tabuisiert

werden. Aus demselben Grund gibt es nur wenige Berichte über gesell-

schaftliche Gewalt oder Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung

oder der Geschlechtsidentität einer Person. Aufgrund der damit einherge-

henden Tabuisierung und sozialen Stigmatisierung sind die Betrotfenen ge-

hindert, ihre sexuelle Orientierung oder ihre sexuelle ldentität öffentlich zu

machen (AA, Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der

Bundesrepublik Somalia, Stand: Januar 2A2O, §. 17; BFA, Länderinformati-

onsblatt der Staatendokumentation, Somalia, Gesamtaktualisierung vom

17.9.2A19, S. 102 f")" Bezeichnenderweise gibt es in Somalia bis heute keine

einzige LGBTl-Organisation oder auch nur eine LGBTl-Veranstaltung. Auch

Gesetze, die entsprechende Diskriminierungen verbieten oder LGBTI-

Personen schützen, sieht das somalische Recht bislang nicht vor, Es gibt

auch keine Erkenntnisse, dass Angriffe auf diesen Personenkreis strafrecht-

lich vedolgt würden (USDOS, Somalia 2019 Human Rights Report vom

13.3.2019, S. 36). LGBTI-Personen in Somalia leben aufgrund dieser Um-

stände in ständiger Angst, im Falle ihrer Entdeckung geächtet, körperlich an-

gegriffen oder sogar getötet zu werden (vgl. BFA, Länderinformationsblatt

der Staatendokumentation, Somalia, Gesamtaktualisierung vom 17.9.2019,

s. 102 f.).

1.23.

Die diesbezüglichen Verfolgungsmaßnahmen durch den somalischen Staat

bzw. durch Privatpersonen erreichen nach dem Vorgesagten auch die erfor-

derliche Schwere im Sinne von § 3a AsylG- Die Verfolgungsmaßnahmen

knüpfen zudem an den Verfolgungsgrund der bestimmten sozialen Gruppe

an. Nach § 3b Abs" 1 Nr. 4 AsylG kann ais solche Gruppe auch eine Gruppe

gelten, die sich auf das gemeinsame Merkmal der sexuellen Orientierung

gründet, Darüber hinaus gilt als bestimmte soziale Gruppe, wenn die Mitglie-

der dieser Gruppe angeborene Merkmale oder einen gemeinsamen Hinter-

grund, der nicht verändert werden kann, gemein haben oder Merkmale teilen,

die so bedeutsam für die ldentität sind, dass der Betreffende nicht gezwun-

gen werden sollte, auf sich zu verzichten und die Gruppe in dem betreffen-

\
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den Land eine deutlich abgegrenzte ldentität hat, da sie von der sie umge-

benden Gesellschaft als andersartig erachtet werden (s 3b Abs. 1 Nr, 4
AsylG). Die Einstufung als bestimmte soziale Gruppe kann bei homosexuel-

len Transgender-Personen ebenso angenommen werden wie bei Homose-

xuellen (vgl. hierzu EUGH, U.v. 7.1 1.2013 - C-1ggl12 bis C-201112 - ABl. EU

2014, Nr. C g S. I - NVwZ 2014,132). Die vorgenannten Verfolgungshand-

lungen, die dem Kläger in Somalia mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit dro-

hen, knüpfen, wie dargestellt, auch an diesem Verfolgungsgrund an (vgl.

§ 3a Abs. 3 AsylG).

1.2.4.

Da dem Kläger nach den vorliegenden Erkenntnismitteln wegen seiner

Transsexualität bzw. Homosexualität in Somalia landesweit Verfolgung droht,

scheitert eine Flüchtlingsanerkennung vorliegend auch nicht an § 3e AsylG.

2.

Da dern Kläger die Flüchtlingseigenschaft zuzuerkennen ist, waren folglich

auch die Ziffern 3 bis 6 des streitgegenständlichen Bescheids aufzuheben.

Hinsichtlich der Abschiebungsandrohung und Befristung des Einreise- und

Aufenthaltsverbots liegen deren Voraussetzungen nicht vor (vgl. § 34 AsylG,

§ 11 Abs, 1 und § 75 Nr. 12 AufenthG bzw. § 60 Abs. 1 AufenthG). Bezügtich

der Hilfsanträge auf Zuerkennung des subsidiären Schutzes und auf Fest-

stellung eines nationalen Abschiebeverbotes bedurfte es aufgrund des er-

folgreichen Hauptantrags keiner eigenen Entscheidung (vgl. § 31 Abs" 3

Satz 2 AsylG); die Ziffern 3 und 4 des streitgegenständlichen Bescheids wa-

ren aus Klarstellungsgründen gleichwohl aufzuheben. Ziffer 2 des angegrif_

fenen Bescheids war dagegen kein Klagegegenstand.

?

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. Die Gerichtskosten-

freiheit folgt aus § 83b AsylG.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit ergibt sich aus § 167

VwGO, §§ 708 Nr 11 ,711ZPA


